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Beilage 77/1956 zum kurzschriftlichen Bericht des o. ö. Landtages, XVnI. Gesetzgebungsperiode.

Bericht
des Ausschusses für volkswirtschaftliche Angelegenheiten
über de!1 Einspruch der Bundesregierung gegen den Oesetzesbeschluß des
o. ö. Landtages vom 24. Februar 1956 betreffend die O. ö. Landwirtschafts-

kammergesetznovelle 1956.

(L - 107/2 - XVIII)

A.
Das Bundeskanzleramt hat mit Note vorn

18. April 1956, Zl. 48.146 - 2 aJ1956, mitgeteilt,
daß. die Bundesregierung beschlossen hat, gegen
den Beschluß des oberösterreichischen Land-
tages vom 24. Februar 1956, -womit d~s ober-
österreichische Landwirtschaftskammergesetz
(0. Ö. Landwirtschaftskammergesetznovelle 1956)
gemäß Art. 98 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 -Einspruch zu
erheben.

B.

Der vom Einspruch betroffene §, 40 Abs. 4
in der Fassung des Art. I .z. 3 des gegenständ-
lichen Gesetzesbeschlusses hat folgenden Wort-
laut:

,,§ 40.
Kammerumlage.

(4) Die Kammerumlage gemäß Abs. 2 ist
vorbehaltlich der Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen von _den Finanz-
behörden vorzuschreiben und einzuheben. Andern-
falls erfolgt die Vorschreibung und Einhebung
je nach Wirtschaftlichkeit .und Zweckmäßigkeit
entweder durch die Abgabeneinhebungsbehörden
der Gemeinden oder durch die Abgabenein-
hebungsbehörden des Landes. Hinsichtlich
welcher Behörden dies zutrifft, hat die Landes-
regierung durch Verordnung festzustellen. Die
Landwirtschaftskammer hat für die Vorschrei-
bung und Einhebung dem Träger der einheben-
den Behörde eine Einhebungsvergütung von vier
von Hundert der eingehobenen Beträge zu ent-
richten. .

"
c.

Die Bundesregierung hat ihren Einspruch
wie folgt begründet:

,,1. Die Bestimmungen der Z. 3 (§ 40 Abs. 4
des O.ö. Landwirtschaftskammergesetzes)
steh'en mit Art. 83 Abs. 2 B-VG. 1929,

. wonach n\emand seinem 'gesetzlichen
Richter entzogen werden darf, im Wider-
spruch. Die näheren Gründe hiefUr sind

dem Amt der o. ö. Landesregierung schon
in der Note vom 23. Februar 1956,
Zl. 43.523 - 2 aJ56, mitgeteilt worden; hie-
zu sei auch noch auf das Erkenntnis 4es
Verfassungsgerichtshofes vom 9.' Dezem-
ber 1955, GZ. 15J55, das sinngemäß auch
auf den vorliegenden Gesetzesbeschluß
Anwendung finden kann, verwiesen.

2. Sofern in der Z. 3 des Gesetzesbeschlusses
(§ 42 Abs. 4 des O. Ö. Landwirtschafts-

. kammergesetzes) eine Zustimmung des
Bundesministeriums für Finanzen zur
Vorschreibung und Einhebung der Kam-
In:erumlage durch Behörden der Bundes-
finanzverwaltung vorgeschrieben' wird,
widerspricht diese Bestimmung dem B-VG.
1929; . das deshalb, weil allein Art. 97
B-VG. 1929 die Grundlage für eine Zu-
stimmung zur Mitwirkung von' Bundes·
organen bei der Vollziehung eines Lan.des-
gesetzes bildet, und diese Verfassungs-
bestimmung nicht, wie vom o. ö. Lan'des-
gesetzgeber vorgesehen, die ZustimplUng
eines einzelnen Bundesministerinms, son·
dem die der Bundesregierung erheis'cht!
Die Zustimmung eines einzelnen Bundes-
ministeriums zur Mitwirkung der einem

. Bundesministerium unterstellten Behörden
un'd Amter, bei der BesQrgung von Landes,.
aufgaben sieht das B-VG. 1929 nicht vor.

3. Falls aber der Gesetzesbeschluß kraft der
Fassung des § 40 Abs. 4 dennoch eine
Mitwirkung von Bundesorganen an' seiner
Vollziehung verfügen will, verweigert die
Bundesregierung einer solchen Mitwirkung
im .Sinne des Art. 97 B-VG. 1929 ihre
Zustimmung. Einer Zustimmung könnte
nur dann nähergetreten werden, wenn die
unter Z. 1 dargelegten verfassungsrecht:.
lichen Bedenken beseitigt sin:d."

I

Das Bundeskanzleramt hat in seiner Note
vom 23. Februar 1956, Zl. 43.523 - 2 aJ56, auf
die es in obiger Z. 1 zur näheflen Begründung
hinweist, im Gegenstande folgendes' ~usgeführt:

"Die Bestimmung des zweiten Satze~' pes
§ 40 Abs. 4 (Z.· 2 der vorgesehenen Rege~
lung) in Verbindung mit der' des ersten
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Satzes des § 40 Abs. 2 ist vom verfassungs-
rechtlichen Standpunkt aus -nach wie vor
bedenklich. Die Bedenken wurden schon in
der h. Note vom 19. August 1955, Z. 95.579-
2 aJ55, angedeutet. Im folgenden sei auf sie
näher eingegangen: § 40 Abs. 4 des Land-
wirtschaftskammergesetzes in der Fassung
der vorgesehenen Regelung begründet wie
§ 40 Abs. 2 der Landwirtschaftskammer-
gesetznovelle 19551 LGBl. .Nr. ~4, eine in
mehrfacher Hinsicht fakultative Zuständig-
keit verschiedener Behörden zur Einhebung
der Kammerumlage. Die Bestimmung des

. Gesetzentwurfes nimmt auf die Regelung des
Art. 83 Abs. 2 ·B-VG. 1929 nicht Bedacht.
Art. 83 Abs. 2 B-VG. 1929 hat auch auf Ver-
fahren vor Verwaltungsbehörden Anwendung
zu finden. Der Verfassungsgerichtshof hat
das wiederholt ausgesprochen (vgJ. Erk. I

-Slg. 313, 639, 2059 u. a. m.). Dem Postulat
des Art. 83 Abs. 2 B-VG. 1929 wäre nur
dann entsprochen, wenn gesetzlich eindeutig
festgelegt wird, welche Behörde- zur Voll-
ziehung berufen ist. Dem entspricht aber
§ 40 Abs. 4 des Entwurfes nicht, da ja nach
den gegebenen Voraussetzungen entweder das
Finanzamt oder die Abgabeneinhebungs-
behörde der Gemeinde oder des Land'~s zu-
ständig ist. Daran ändert ·auch nichts die
,Bestimmung des zweiten Satzes des § 40
Abs. 4 des Landwirtschaftskammergesetzes
in der Fassung der vorgesehenen Regelung,
wonach die Landesregierung im Verordnungs-
wege festzustellen hat, welche Behörden tat-
sächlich zuständig sind. Eine Zuständigkeits-
regelung im Verordnungswege wird auch vom
Verfassungsgerichtshof als unzulässig ange-
sehen (vgl. das Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes vom 3. Juli 1954, V 16, 17/54)."

D.
Zum Einspruch wird bemerkt:
Bekanntlich sind dem Gesetzesbeschluß des

oberösterreichischen Landtages vom 24. Februar
1956 schwierige und langwierige Verhandlungen
zwischen Vertretern des Amtes der o. ö. Landes-
regierung und des Bundesministeriums für
Finanzen bezw. der F~inanzlandesdirektion für
Oberösterreich vorangegangen. Diese Verhand·
lungen haben sich deswegen so schwierig ge-
staltet, weil die Vertreter des Bundesministe-
riUIDS für Finanzen erklärten, daß es mit dem
bestehenden technischen Apparat der Finanz-
kasSEn unmöglich sei, die Umlage in der ge-
wünschten Form einzuheben. Möglich sei nur,
einen Zuschlag zur Grundsteuer. einzuheben,
unter der Voraussetzung, daß die Bemessungs'-
grundlage und der umlagepflichtige Personen-
kreis für die Kammerumla.ge gleich der Be-'
messungsgrundlage und dem umlagepflichtigen
Personenkreis für die Grundsteuer sei. Dank
'dem Verständnis und dem gUten Willen beider
Verhandlungspartner konnte schließlich als -Er-
gebnis der Verhandlungen eine Formulierung für
den § 40 gefunden werden, der einerseits die

Einhebung der _Kammerumlage durch die Finanz-
behörden technisch ermöglicht und anderseits
den Bedürfnissen der Landwirtschaftskammer
entspricht. Diese Formulierung war Grundlage
des' gegenständlichen Gesetzesbeschlusses dCH
o. ö. Landtages vom 24. Febrnar 1956. Damit
waren die gesetzlichen Voraussetzungen für die
Einhebung der Umlage durch die Finanzbehörden
gegeben. Das Einverständnis der Vertreter des
Bundesministeriums für Finanzen mit di-eser
Lösung war nicht zuletzt darauf zurückzuführen,
daß die Mitwirkung der Finanzbehörden des
Bundes von der Zustimmung des Bundesministe-
riums für Finanzen abhängig gemacht wurde .
Damit hatte das Bundesministerium für Finanzen
die Möglichkeit, von der Einhebung wieder ab-
zustehen, falls dies die Umstände erfordern
sollten. Für diesen Fall mußte jedoch der
Landesgesetzgeber vorsorgen. Er hat dies in
der Weise getan, daß er eine fakultative Zu-
ständigkeit vorsah. Diese Lösung lag umso
,näher, als auch in der bisherigen F'assung des
Gesetzes die gleiche Regelung getroffen war.
So hat § 40 Abs. 4 des Gesetzesbeschlusses vom
24. Febrnar 1956 wörtlich die Bestimmung des
§ 40 Abs. 2 der O. ö. Landwirtschaftskammer-
gesetznovelle 1.955, LGBl. NI'. 74, übernommen,
allerdings mit der einzigen Abweichung, daß an
Stelle der "Zustimmung d-es Bundes", die "Zu-
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen"
getreten ist. Diese Änderung sollte jedoch nur
klarstellen, ,daß mit der ,~Zustimmung des
Bundes" nicht die "Zustimmung der Bundes-
regierung" im Sinne des Art. 97 Abs. 2 des
'Bundes-Verfassungsgesetzes in der }l-'assungvon
1929 gemeint ist.

Es hat daher überrascht, daß die Bundes-
regierung gegen di'e Bestimmung des § 40 Abs. 4
des Gesetzesbeschlusses vom 24. Februar 1956
-Einspruch erhoben hat, obwohl sie gegen den,
im § 40 Abs. 2 seinem rechtlichen Gehalt nach
völlig glei<~henund seinen Wortlaut nach fast
gleichen Gesetzesbe.schlull vom 19. Juli 1955
nicht Einspruch erhoben hat.

Gegen die Argumente des Einspruches der
Bundesregierung ließen sich ebenso gewichtige
Gegenargumente anführen. Es sei hier nur kurz
auf folgendes verwiesen:

Zu Z. 1 des Einspruches:
Im Bereiche der Bundesverwaltung ist die

übertragung von Kompetenzen durch Ver-
waltungsakt auf Grund gesetzlicher Ermächti-
gung in einer Reihe von Gesetzen festgelegt.
Als Beispiele seien genannt: § 31 Abs. 3 und
§ 39 Abs. 2 des Schieß- und Sprengmittel-
gesetzes, GBL f. d. L. O. Nr. 483/1938. das Ver-
waltergesetz (vgl. § 3 Abs.:l und § 4 der
Delegiernngsverordnung, BGBL Nr. 181/1946),
das Preisregelungsgesetz (vgl. § 3 Abs. 2 der
Preisregelungsverordnung, BGBL Nr. 183/1949),
das Wasserrechtsgesetz, BGBL II Nr. 316/1934
u. V. a. 'Eine Aufzählung dieser bundesgesetz-
lichen Vorschriften bringt Dr. Egbert Mannlicher
in "Das Verwaltungsverfahren ", Verlag der
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österreichischen Staatsdruckerei, Wien 1953,
Sechste Auflage, S. 78, in der Anmerkung 1 zu
S 6 AVG. 1950. Eines der einprägsamsten Vor-
bilder jedoch und in der Konstruktion der> ge-
planten Regelung sehr nahe kommend, ist die
Bestimmung des § 29 ades Verwaltungsstraf-
gesetzes - VStG. 1950, gemäf; der dje zu-
ständige Behörde die Durehführung des Straf-
~verfahrens oder des Strafvollzuges auf die sach-
lich zuständige Behörde übertragen kann, in
deren Sprengel der Beschuldigte seinen Wohn-
sitz oder Aufenthalt hat. Auch S 73 Ahs. 2 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes -
AVG. 1950 kennt den Übergang der Zuständig-
keit - in diesem Falle auf schriftliches Ver-
lan-gen einer Partei - an eine andere Ver-
waltungsbehörde. Gerade aber diese Bestimmun-
gen der Verfahrensgesetze sind wohl über d'en
Verdacht der Verfassungswidrigkeit erhaben.

Dazu kommt, daß das' Bundeskanzleramt in
seiner Einstellung durchaus nicht konsequent
ist. Es hat zum Beispiel bei der -Erstellung des
Entwurfes eines Dienstrechtsverfahrensgesetzes

, '(Note des Bundeskanzleramtes vom 5. März
1954, ZI. 63.986 - 3j1954) eine Anderung der
Zuständigkeit 'durch .verwaltungsakt festgelegt.
§ 2 Abs. 5 dieses Gesetzesentwurfes lautet
nämlich: "In Dienstrechtsangelegenheiten des
Bundes kann die oberste Dienstbehörd'e die
Durchführung eines anhängig zu machenden
oder anhängige~ Dienstrechtsverfahrens an sich
ziehen." Auch diese Bestimmung wäre ver-
fassungswidrig, machte man sich die Argumen-
tation des Einspruchs zu eigen.

Im gegenständlichen Falle kommt noch ·dazu,
daß der im Einspruch gezogene Gesetzesbeschluß
im Sinne der Erfordernisse des Art.t8 B-VG.
1929 im Gesetz bereits bestimmt festlegt, 'unter
welchen Voraussetzungen eine Anderung der
Zuständigkeit eintreten kann, nämlich nur "nach
Maßgabe der Wirtschaftlichkeit und ,Zweck-
mäßigkeit". Es liegt daher nicht im Ermessen
der Landesregierung, durch Verwaltungsakt di'e
Zuständigkeit zu ändern, sondern "nach Maß-
gabe der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig-
keit" erfolgt der Übergang der Zuständigkeit
bereits kraft Gesetzes. Sache der Landes-
regierung ist es lediglich, im Einzelfalle festzu-;
stellen, daß die Belange der Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit den Übergang de; Zu-
ständigkeit hervorgerufen haben.. Dieser Fest-
steUungsakt ist daher nicht konstitutiver, also
rechtsbegründender, sondern lediglich I deklara-
tiver, also rechtsfestst'ellender Natur.

Z~'Z. :2 "de~ Einsp~ches:

Es ist selbstverständlich, daß die Zustim~ung
des 'Bundesministeriums für Finanzen im Sinne,
eies § 40 Abs. '1 dCE gcgcnständlicheJ1 Gesdze6.
beschlusses nicht die Zustimmung d'er Bundes-
regierung im Sinne des Art. 97 Abs. 2 B-VG.
1929 ersetzen soll. Vielmehr ist die Zustimmung
des Art. 97 Abs. 2 B-VG. 1929 Voraussetzung
dafür, daß es überhaupt zu einer Entscheidung
des Bundesminist~riums für Finanzen, ob es der

•'.

Einhebung zustimmen will oder nicht,. kommen
kann. Eine solche -Entscheidung des Bundesw
ministeriums für Finanzen ist' aber bereits ein
Akt der von der Bundesregierung im Sinne d~s
Art. 97 Abs. 2 B-VG. 1929 genehmigten Mit-
wirkung einer Bundesbehörde bei der Voll-
ziehung des Landesgesetzes.

Näher soll auf die Argum~nte gegen den
Einspruch der Bundesregierung nicht einge-
gangen werden. Theoretisch wäre die Möglich-
keit eines Beharrungsbeschlusses -des' ,Landtages
ohne weiteres gegeben. Die Argumente gegen
die Ansicht der Bundesregierung sind der Art,
daß man auch vor einer Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofes nicht hätte zurück-
schrecken müssen. Dieser Weg -ist jedoch des-
wegen nicht gangbar, weil die Bundesregierung
in ihrem Einspruch ausdrücklich darauf hinge-
wiesen hat, daß sie die Zustimmung zur Mit-
wirkung im Sinne des Art. 97 Abs. 2 B-VG.
.1929 verweigern wird, wenn den vorgetragenen
Bedenken gegen die Fassung des § 40 Abs. 4
nicht Rechnung getragen würde. Damit wäre
a,ber die Mitwirkung der Finanzbehörden d'es
Bundes verhindert, was im Interesse des klag~
losen Funktionierens der Landwirtschaftskam-
mer für Oberösterreich, die auf die laufenden
Eingäng..: aus der Kammerumlage angewiesen
ist, unmöglich ist. Es geht aber im wesentlichen
darum, für die unter schwierigsten Verhältnissen
bereits gefundene praktische Lösung der Mit-
wirkung der Finanzbehörden des Bundes bei der
Vollziehung auch die erforderliche formalrecht-
liche Grundlage zu schaffen. ·Es wurde daher
angeregt, in einer Bespredmng zwischen den
beteiligten Dienststellen des Bundes und' des
Landes einvernehmlich eine Formulierung .zu
suchen, di'e den Belangen aller Beteiligten
Rechnung trägt. In den in der Folge stattge-
fundenen Besprechungen haben sich die Ver-
treter des Bundeskanzleramtes, des' Bundes-

. ministeriums für Finanzen, des Bundesministew
riums für Landw und Forstwirtschaft und des
Amtes der o. ö. Landesregierung' geeinigt. ' daß,
gegen folgende Fassung der gemäß Art. "1 'Z. 3
des Gesetzesbeschlusses vom 24. Februar" 1956
geänderten Absätze 2 und 4 des § 40 des Land-
wirtschaftskammergesetzes von keiner Seite Be-
denken geltend gemacht werden:

, "s 40.

(2) Für die Mitglieder gemäß § 3 lit. a
ist die Kammerumlage gemäß § 39 Z.' 1 in
ein~m für diese Umlagepflichtigen einheit-
lichen Hundertsatz des Steuermeßbetrages der
von ihnen zu entrichtenden Grundste~er (§ 18
des Grundsteuergesetzes 1955) festzusetzen.
Sind in einem land- und forstwirtschaftlichen
Betrieb mehrere Personen aus dem Titel des
§ 3 lit. a Mitglieder der Landwirtschafts-
kammer, ist die Kammerumlage nur einmal
zu .entrichten; diese Mitglieder sind bezüglich
der Kammerumlage Gesamtschuldner.' Be-

I

I

I
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züglich der Entrichtung der Kammerumlage
gilt sinngemäß Abschnitt III des Grund-
steuergesetzes 1955.

(4) Die Kammerumlage gemäß Abs. 2 ist
von den Finanzbehörden des Bundes vorzu-
schreiben und einzuheben. Die Landwirt-
schaftskammer hat hiefür dem Bund eine
Einhebungsvergütung von vier von Hundert
der eingehobenen Beträge zu entrichten.

,.

Diese Formulienmg ermöglicht die Ein-
hebung der Kammerumlage durch die Finanz-
behörden des Bundes. Den Bedenken des Bundes-
kanzleramtes wurde Rechnung getragen, indem
sowohl die vorgesehene "Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen" als auch die
"fakultativen Zuständigkeiten\' ent~allel1. Die
Einwilligung des Bundesministeriums für Finan-
zen hiezu wurde dadurch erreicht, daß im § 40
Aba. 2 die Worte aufgenommen wurden 11in
einem für diese Umlagepflichtigen einheitlichen
Hundertsatz". Damit konnten die Befürchtungen
des Bundesministeriums für Finanzen zerstreut
werden, daß etwa in einem späteren Zeitpunkt
die Umlagepflicht gebietsweise oder nach Kate-
gorieri von Umlagepflichtigen variiert werden
könnte, was den Finanzkassen mit ihren techni-
schen Einrichtungen unmöglich wäre.

Diese Regelung verlangt jedoch eine über-
-gangslösung, weil derzeit die Kammerumlage
für die Bergbauerngebiete im Ausmaße von
110 -v. H. und, für die übrigen Gebiete i~ Aus-.

- maßevon -1"40--'V:""H.=-der-~messungsgrundlage -
einge~oben wird. Diese Differenzierung der Um-
lage ist wegen der relativ zu hohen landwirt-
schaftlichen und forstwirtschaftlichen Einheits-
werte nach der Festsetzung von 1940 in Bergw

bauerngebieten notwendig. Auf Grund des
Grundsteuergesetzes 1955 werden nun die Ein-
heitswerte neu festgesetzt und 'es ist zu er-
warten, daß hiebei die erschwerten Betriebs~'
bedingungen der Bergbauern auch in den -Ein~
heitswerten ihren Niederschlag f'inden werden.
Mit dem Wirksamwerden der neuen Einheitsw

werte entfiele daher die Notwendigkeit einer
Differenzierung im Hebesatz. Im Bundesministe~
rium für Finanzen hat man die Notwendigkeit
der übergangslösung eingesehen und zugesichert,
daß man im Verfahren gemäß Art. 97 und 98
Abs. 2 B-VG. 1929 keine Einwendungen erheben
werde, wenn dem gegenständlichen Gesetzes-
beschluß folgende Bestimmung beigefügt wird:

"Art. III.

(,) Entgegen dem Erfordernis der Ein-
heitlichkeit des Hundertsatzes des Steuer-
meßbetrages gemäß § 40 Abs. 2 in der
Fassung des Art. I Z. 3 kann bis zum Beginn
des Kalenderjahres 1958 die Umlagepflicht
für Bergbauern in einem besonderen Hundert-
satz des Steuermeßbetrages festgesetzt
werden.

(,) Wird die im § 32 Abs. 1 erster Satz
des Grundsteuergesetzes 1955 festgelegte
gleichlautende Frist verlängert, gilt im
gleichen Ausmaße ·die Frist gemäß Abs. 1
als erstreckt."

E.
Bei der überarbeitung der Landwirtschafts-'

kammergesetznovelle 1956 hat sich schließlich
folgendes herausgestellt:

Gemäß § 30 Abs. 8 des O. Ö. Landwirtschafts-
kammergesetzes kann der Hauptausschuß der
Landwirtschaftskammer auf Antrag der Orts-
bauernschaft zur Deckung der Kosten besonderer
Einrichtungen in den Ortsbauernschaften be-
sondere örtliche Zuschläge zur Landwirtschafts-
kammerumlage bewilligen. Sie wurden bisher
von der Landwirtschaftskammer eingehoben. ·Es
fehlt jedoch eine diesbezügliche ausdrückliche
Bestimmung im Gesetz. Dies soll anläßlich der
gegenständlichen Novellierung nachgeholt wer~
den. Überdies soll für die Einbringung die
politische Exekution gewährt werden. Im Art. I
des gegenständlichen Gesetzesbeschluss'es vom
24. Februar 1956 soll daher nach Z: 2 die Z. 3
mit folgendem Wortlaut eingefügt werden:

,,3. Dem § 30 Ahs. 8 wird folgender Satz
angefügt:
Der Zuschlag ist von der Landwirtschafts-,
kammer durch ihre Organe einzuheben;
er kann im Verwaltungsweg eingebracht
werden."

~------'F.:----
Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Ange-

legenheiten beantragt, der Hohe La.ndtag möge
beschliellen:

Dei' Gesetzesbeschluß vom 24. Februar 19ii6.
womit das oberösterreichrische Landwirtschafts·
kammergesetz abgeändert wird (0. ö. Landwirt-
schaftskammergesetzllovelJe 1956), wird wie
folgt geändert:

1. Art_ I Z. 1f hat zu lauten:
:~. Dem § 30 Abs. 8 wird folgender Satz

angefügt:
Der Zuschlag ist VOll der Landwirtschafts';'
kammer durch ihre Organe einzuheben j

er kann im Verwaltullgsweg eingebrach~
werden.

2. Im Art. I erhält die hisherige Z. 3 die Be-
zeichnung ,,4".

3. Im Art. I Z. 4 hat § 40 Ahs. 2 zu lauten:
(2) Für die Mitglieder gemäß § 3 lit. a

ist die Kammerumlage gemäß § 39 Z. 1 in
einem "für diese UmJagepflichtigeu einheit.-
lichen Hundertsatz des Steuenneßbetrages der
vo.n ihnen zu entrichtenden Grundsteuer (§ i8
des Grundsteuergesetzes 1»55) festzusetzen.
Sind in einem land- und forstwirtschaftlichen

••
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Betrieb mehrere Personen aus dem Titel des I

§ 3 Iit. a Mitglieder der Landwirtschafts-
kämmer, ist die Kammerumlage nur einmal
zu entrichten; diese Mitglieder sind bezüglich
der Kammerumlage Gesamtschuldner. Be-
züglich der Entrichtung der I{ammerumluge
gilt sinngemäß Abschnitt 111 des Grund-
stenergesetzes 1955.

4. Im Art. I Z. 4 hat § 40 Abs. 4 zn lanten:
(4) Die Kammerumlage gemäß Abs. 2 ist

von den Finanzbehörden des Bundes vorzu-
schreiben und einzuheben. Die Landwirt-
schaftskammer ihat hiefür dem Bund eine
Einhebungsvergütung von vier von Hundert
der eingehobenen Beträge zu entrichten.

5. Art. 111 hat zu lauten:

Art. 111.
(l) Entgeg'en dem Erfordernis der Ein..

heitlichkeit des Hundertsatzes des Steuer-

Diwold
Obmann

,,

\

meßbetrages gemäß § 40 Abs. 2 in der
Fassung des Art. I Z. 4 kann bis zum Beginn
des Kalenderjahres 1958 die Umlagepflicht
für Bergbauern in einem besonderen Hun-
dertsatz des Steuermeßbetrages festgesetzt
werden.

(2) Wird die im § 32 Abs. 1 erster Satz
des Grundsteuergesetzes 1955 festgelegte
gleichlautende Frist verlängert, gilt im
gleichen Ausmaß die Frist gemäß Abs. 1 als..
erstreckt.

6. Im Gesetzesbeschluß erhält der bisherige
Art. 111 diß Bezeichnung nIV".

7. Im übrigen bleibt der Gesetzesbeschluß vorn
24. Februar 1956 aufrecht.

L Ln z, am 21. Juni 1956.

Dr. Oleißner
Berichterstatter


